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Lauterbachs Versprechen

Die Pflegeversicherung 
wurde 1995 in Deutschland 
eingeführt. Die Eigenanteile,  
die Bewohner*innen von 
Pflegeheimen bezahlen müs­
sen, sind seit Jahren so hoch, 
dass viele Betroffene diese 
nicht aus eigener finanzieller 
Kraft aufbringen können. Wer 
auf stationäre Pflege ange­
wiesen ist und eine Immobilie 
besitzt, muss diese mitunter 
verkaufen, damit er oder sie 
das Geld für die Heimkosten 
aufbringen kann. Zum Thema 
hat der Sender NDR-Info 
Anfang 2025 den Bundes­
gesundheitsminister persön­
lich interviewt. Bei dieser 
Gelegenheit wünschte Karl 
Lauterbach (SPD) der Pflege­
versicherung »viel Glück für 
die nächsten 30 Jahre« und 
erklärte unter anderem: »Es 
war nicht so gedacht, dass 
derjenige, der viel vererben 
kann, das auch vererbt und 
die Solidargemeinschaft 
bezahlt dann die Pflege. 
Der eigene Anteil für einen 
Teil der Pflegekosten – die 
Wohnkosten und die Verpfle­
gung – war von Anfang an 
so vorgesehen. Man wollte 
aus der Pflegeversicherung 
kein Erbenschutzprogramm 
machen.« Allerdings hat auch 
Lauterbach erkannt, dass es 
nicht einfach weitergehen 
kann wie bisher: »Mittler­
weile ist der Eigenanteil 
allerdings so stark gestiegen, 
dass es nicht mehr richtig 
ist«, sagte der Gesundheits­
minister. »Pflege droht jetzt 
wieder ein Armutsrisiko zu 
werden. Daher müssen wir 
den Eigenanteil deckeln.« 
Lauterbach verwies zudem 
auf ein Wahlkampfverspre­
chen der SPD, das er »selbst 
mitentwickelt« habe. Dem­
nach will die SPD im Falle 
einer erneuten Regierungs­
verantwortung den Eigen­
anteil an den Pflegekosten 
auf höchstens 1.000 Euro im 
Monat beschränken, dies  
gelte sowohl für die statio­
näre als auch für die ambu­
lante Pflege.

Rufe nach großer Reform
Politik soll Pflegeversicherung solide finanzieren und ausbauen  

zustellen«. Dennoch rechnet der Spitzenverband 
der Gesetzlichen Krankenkassen (GKV) für 
dieses Jahr mit einem weiteren Defizit von rund 
einer halben Milliarde Euro in der Pflegeversi-
cherung, 2024 lag das Minus sogar bei 1,54 Mil- 
liarden Euro. Doris Pfeiffer, Vorstandsvorsitzende  
des GKV-Spitzenverbandes, schlug am 14. März 
Alarm: »Der Pflege steht das Wasser bis zum 
Hals.« Zwar sei gegenwärtig noch gesichert, 
dass Pflegebedürftige ihre Leistungen erhalten 
und die Arbeit der Pflegedienste und Pflegeein-
richtungen bezahlt werden. Aber die künftige 
Bundesregierung sei gefordert, das Finanzie-
rungsproblem »schnell« anzugehen. Zusätzliche 
Einnahmen von bis zu zehn Milliarden Euro 
seien noch in 2025 möglich, wenn zwei Forde-
rungen des GKV-Spitzenverbandes realisiert 
würden: Der Bund müsse über fünf Milliarden  
Euro, die Pflegekassen zur Finanzierung zahl-
reicher Corona-Maßnahmen wie Tests und 
Pflegeboni in Heimen aufgebracht haben, an die 
Pflegeversicherung zurückzahlen. Zudem müsse 
der Bund die Rentenversicherungsbeiträge für 
pflegende Angehörige dauerhaft übernehmen.

Entlastung auch für Angehörige nötig

Richtig findet diese Forderungen auch der 
Sozialverband VdK. Dessen Vorsitzende Verena  
Bentele will aber noch mehr, sie sagte am 14. März: 
»Ohne die pflegenden Angehörigen wäre das 
System schon längst zusammengebrochen. Diese 
brauchen endlich Entlastung in Form eines 
Pflegelohns und eines Ausbaus der Pflege-Infra
struktur.« Bentele appelliert außerdem an die 
künftige Regierung, eine »einheitliche Pflegever-
sicherung« zu schaffen, in die alle Bürger*innen 
einzahlen, »also auch Privatversicherte«.

Die prekäre Lage ist CDU/CSU und SPD wohl 
bewusst, in ihrem Sondierungspapier vom 8. März 
steht immerhin dieser Satz: »Wir wollen eine 
große Pflegereform auf den Weg bringen.« Was sie 
wann im Detail vorhaben, verraten sie bisher aber 
nicht. Im Wahlkampf hatte die Union verspro-
chen, die Pflegeversicherung finanziell zu stabi-
lisieren und »ein umfassendes Konzept für eine 
stabile pflegerische Versorgung in einer alternden 
Gesellschaft« zu erarbeiten. Konkretere Ankün-
digungen zu diesem Thema machte die SPD. Sie 
versprach unter anderem, die hohen Eigenanteile 
bei den Pflegekosten in der stationären Langzeit-
pflege auf 1.000 Euro pro Monat zu begrenzen. 
Außerdem sollen, laut SPD-Wahlprogramm, »die 
Investitionsaufwendungen der Heime zukünftig 
nicht mehr vollständig auf die Bewohner umgelegt 
werden dürfen«. � Klaus-Peter Görlitzer  

Die stetig steigenden Kosten für die Pflege 
überfordern viele Menschen, die darauf 
angewiesen sind.  Auch die Pflegekassen 
haben inzwischen ein finanzielles Problem. 
Die Rufe nach einer großen Pflegereform, 
deren Dringlichkeit wohl auch die künftige 
Bundesregierung sieht, werden lauter.

Pflege, das hat auch Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach (SPD) erkannt, »droht jetzt 

wieder ein Armutsrisiko zu werden« (→ Randbe-
merkung). Im ersten Jahr im Pflegeheim müssen 
Bewohner*innen laut Paritätischem Gesamtver-
band durchschnittlich 2.970 Euro im Monat selbst 
zahlen. »Davon entfallen allein auf die pflege
rische Versorgung rund 1490 Euro«, erläutert der 
Paritätische, »der Rest setzt sich zusammen aus 
Kosten für Unterkunft und Verpflegung sowie 
Investitionskosten.« Mehr als jeder dritte Pflege-
bedürftige im Heim sei auf Sozialhilfe angewiesen. 

Der Paritätische hat sich mit weiteren 
Sozialverbänden zu einem Bündnis zusammen
geschlossen, das für eine »solidarische Pflege-
vollversicherung« wirbt, mit der alle pflege-
bedingten Kosten vollständig übernommen 
würden. Das Bündnis, dem auch der Sozialver-
band Deutschland (SoVD), der Deutsche Be-
rufsverband für Pflegeberufe, DGB und Ver.di  
angehören, hat eine Expertise beim Gesund-
heitsökonomen Heinz Rothgang beauftragt. 
»Unser Gutachten zeigt«, sagte der Bremer Pro-
fessor Ende Januar, »dass eine Vollversicherung –  
auch langfristig – im Rahmen der Sozialversi-
cherung finanzierbar ist, ohne den Beitragssatz 
wesentlich erhöhen zu müssen.« Voraussetzung 
sei allerdings, »dass die Pflegeversicherung 
gleichzeitig zu einer Bürgerversicherung weiter
entwickelt wird, in die alle einzahlen und in der 
alle Einkommensarten beitragspflichtig sind«. 
Rothgangs 40-seitiges Gutachten, Titel: »Bei-
tragssatzeffekte einer Pflegebürgervollversiche-
rung«, steht gratis zum Download bereit:  
www.solidarische-pflegevollversicherung.de

Mit Verweis auf das Gutachten und seine 
Berechnungen erklärt der Paritätische: »Weniger 
als 5 Euro« im Monat würden »Versicherte mit 
einem Einkommen bis zur derzeitigen Beitrags-
bemessungsgrenze« aufbringen müssen, um 
im Pflegefall die Kosten der Pflege vollständig 
erstattet zu bekommen.

Der Beitrag zur Pflegeversicherung stieg 
Anfang 2025 um weitere 0,2 Prozentpunkte, die 
Erhöhung hatten SPD und Grüne kurz nach 
dem Aus der Ampelregierung im November per 
Verordnung beschlossen, »um die Zahlungs
fähigkeit der sozialen Pflegeversicherung sicher-


